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*) Im Hinblick auf die in der Rechtsprechungsbeilage mim Amtsblatt der VELKD veröffentlichten Entscheidun.gen kirch­
ldcher Gerichte ist auch von Mitglj,edern von Kirchengerichten oft darum gebeten woroen, Leitsätze herauszugeben. Bei 
den nun hier veröffentlichten Leitsätzen handelt es sich nicht um amtliche, d. h. von den Gerichten selbst formulierte 
Leitsätze. Vielmehr hat es auf eine entsprechende Bitte des Lutherischen Kirchenamtes hin Herr Verwaltungsgerichts­
präsident a. D. Dr. Heinz Sander, Schleswig, Präsident des Nordelb:ischen Kirchengerichts, übernommen, Leitsätze zu 
Entscheidungen des Noridelbischen Kirchengevichts zusammenzustellen. Die Entscheidungen siind zum Teil mehrfach zi­
tiert, da in ihnen ,selbst häufig vevschiedene Sachgebiete behandelt weroen. 
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1. Kirchengerichtliches Verfahren 

lfd. 
(U)rteil 

Veröf:llent- Beteiligte Kirche 
Nr. 

(B)eschluß 
Lichiung Gesetz ' 

Leits.atz 
·vo111-

1.1 Beteiligtenfähigkeit 

lfd. 
(U)rteil 

Veröf:llent- Beteiligte Kirche 
Nr. 

(B)eschluß 
Lichung Gesetz 

Leitsatz 
vom 

B 21.12.1978 - Nordelbien Eine evangelische Studentengemeinde als solche 
KG-NELK 6/78 K:GO §§ 13, 79 kann keine Klage erheben, solange ihr nicht nach 

VwGO § 61 Art. 9 Abs. 2 Verf. die Rechtsstellung einer Kir-
chengemeinde zuerkannt worden oder sie nicht 
gemäß Art. 68 Abs. 1 Buchst. d) Verf. rechtlich 
verselbständigt ist. 

1.2 Normenkontrolle 

lfd. 
(U)rteil 

Veröffent- Beteiligte Kirche 
Nr. 

(B)eschluß 
lichung Gesetz 

Leitsatz 
vom 

u 5.11.1979 - Nor.delbien Im Rahmen eines Normenkontrollverfahrens darf 
KG-NELK 7/78 . KGG§ 2 das Kirchengericht .nur die Rechtmäßigkeit, nicht 

KGO §§ 45,46 aber auch die Zweckmäßigkeit der beanstandeten 

' 
Norm überprüfen. Das gesetzgeberi,sche E:r:mes-
sen der Synode unterl,iegt nur im Falle einer 
willkürlichen oder unverständlichen Regelung 
richterlicher Beurteilung. 

<_) 1.3 Vollziehungsanordnung 

' 
lfd. 

(U)rteil 
Veröf:fient- Beteiligte Kirche 

Nr. 
(B)eschluß 

Lichl\lng Gesetz 
Leitsatz 

vom 

B 13.1.1975 ~ KGO § 54 Die :schriftliche Begründung der Vollzdehungsan-
NEKG2 Abs. 1 Satz 3 or.di:lung ,soll daz,u dienen, den Betroffenen über 

den besonderen Anlaß für diese Maßnahme zu 
unterrichten und dem Gericht die Nachprüfung 

· der Anordnung 7lU ermöglichen. D~m Gebqt kon-
kreter Begründung genügen formelhafte Wen-: 
dungen ebensowenig wie die bloße Wiedergabe · 

- des Gesetzestextes. 

2. Materielles Kirchenrecht 

lfd. 
(U)rteil 

Veröffent- Beteiligte Kirche 
Nr. 

(B)eschluß 
lichung Gesetz 

Leitsatz 
vom 

,I 
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2.1 Kirchliches Verfassungsrecht 

lfd. 
Nr. 

(U)rteil 
(B}eschluß 

vom 

U 5.11.1979 
KG-NELK 7/78 

Veröffent­
Lichrung 

2.2 Kirchliches Wahlrecht 

lfd. 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

(U)rteil 
(B)eschluß 

vom 

U 9.7.1979 
. KG-NELK 8/78 

U 3.9.1979 
KG-NELK 3/79 

U 3. 9.'1979 
KG-NELK 4/79 

U 9.7.1979 
KG-NELK 6/79 

U 9.7.1979 
KG-NELK 8/79· 

Veröffent­
Lichun,g 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Nordelbien 
Ver.f. Art.113 Abs.1 

Satz2 
FinG §§ 7 Abs. 1 

Buchst. b, 10 und 13 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Nordeföien 
KGO § 56 Abs. 1 

Satz 4 
Wahlgesetz lO Abs.1 

Nordelbien 
Wahlgesetz 
§ lOAbs.1 · 

Nordelbien 
Wahlgesetz§ 12 

WahlO § 17 

Nordelbien 
Wahlgesetz § 16 

Wahl0§21 

Nordelbien 
Verf. Art.16 
Abs.3 Satz 1 

Wahlgesetz§ 31 

Leitsatz 

Das Gebot eines zu gewährleistenden ausgewo­
genen Flinanzaus,gleiches zwischen· den Kirchen­
kreisen ist n>icht schon dadurch verletzt, daß 
Schlüsselzuweisungen allein den F,inanzbep.arf 
eines Kirchenkreises nicht decken und er des­
halb ruuf Einzelbedarfs- und Sonderbedarfszu­
weisrungen angewiesen ist. __:_ § 7 Abs. 1 Buchst. b 
Flinarwgesetz ist mit Art. 113 Abs. 1 Satz 2 Verf. 
v,erednbar. 

Leitsatz 

Ein berechtigtes Interesse an der Feststellung 
mangelnder Wählbarkeit eines in dde Wahlvor­
schlagsliste aufgenommenen Bewerbers besteht 
nicht mehr, wenn seine Bewerbung bei der Wahl 
erfolglos blieb. 

Die Wählbarkeitsvoraussetzung der Teilnahme · 
am kirchlichen Leben ist auch dann gegeben, 
wenn die Teilnahme arußerhalb der Wohnsitzge­
meinde :stattgefunden hat. 

Eine von der Kirchengemeinde verbreitete Wahl­
information ist keine „öffentliche Bekannt­
machung" im Rahmen des vorgeschriebenen 
Wahlver.fahrerus. 'Eine darin enthaltene Unrich­
tigkeit 'hinsichtlich der Zahl der wählbaren 
hauptamtlichen Mitarbeiter berührt die _Gültig­
keit der Wahl jedenfalls dann nicht, wenn die 
Stimmzettel di.e richtige Angabe enthielten. 

Geheime Wahl ,ist nur bei Benutzung der Wahl­
zellen gewährleistet. Die Ausfüllung der Stimm­
zettel an offenen T,1schen schließt die Kenntnis­
nahme Dritter von. der Wahlentscheidung nicht 
aus. Eine solche Verletzung des Gebots der Ge­
heimhaltung macht die Wahl ungültig. 

Das vorgeschriebene „Benehmen mit dem Kir­
chenkredsvoIBtand" list eine . losere Beteiligungs­
form als ein Einvernehmen. Ein vom Kdrchen- ··. 

·vorstand unterla&senes „Benehmen" macht daher 
die Berufung von K!irchenvorstehern nicht un­
gültig. 

Der KirchenvoDStand darf ein solchermaßen be­
rufenes Mitglied - ohne dessen Verzicht auf das 
Amt - nicht gegen einen Bewerber austauschen, 
der irrtüml!ich für ~ewählt gehalten worden war. 

ii 
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noch: 2.2 Kirchliches Wahlrecht (Fortsetzung) 

lfd. 
(U)rteil 

Veröffent-
Nr. 

(B)eschluß 
1ichung 

vom 

6 B 5.3.1979 -
KG-NELK 5/79 

-~ Das kirchliche Dienstrecht 

lfd. 
Nr. 

3.3.1 

Ud. 
·Nr. 

1 

-.) 

2 

3 

(U)rteil 
(B)eschluß 

vom 

Pfarrerrecht 

(U)rteil 
(B)esch1uß 

vom 

u 18.4.1977 
K!G-NELK 1/77 

u 10.9.1979 
KG-NELK 11/79 

B 18.6.1979 
KG-NELK lla/79 

Veröffent-
ldchung 

· Veröf:tlent-
Lichiung 

-

-

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Nordelbien 
Wahlgesetz §§ 13 
Abs. 2, 28 Satz 2 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Nordelbien 
Anst.u.Vorb.G. 

§§ 1 Abs. 1 
Buchst. e), 12 

Nol'!delbi.en 
Pfarrergesetz 

§ 73Abs.1 
Anwendungs- und 
Ausführungsgesetz 

§ 52 

Nordelbien 
Pfarrer,gesetz 

§ 73Abs.1 
Anwendungs- und 
Ausführungsgesetz 

§ 52 

Leitsatz 

Nur durch <lie ,im Wortlaut vollständige Able­
gung des vorgeschriebenen Gelöbnisses erlangt 
der Kirchenvorsteher sein Amt. Ein bewußt und 
gewollt unvollständiges Gelöbnis wird nicht da­
durch wirksam, daß der einführende Pastor es 
für ausreichend hält und den Handschla,g des 
Kiirchenvorstehers darauf entgegenruimmt. Als 
Schlußakt des gesamten Wahlverfahrens kann 
das Gelöbrus nach seiner teilweisen Ablehnung 
nicht mehr in vollständigem Wortlaut rechts­
wirksam wiederholt werden. 

Leitsatz 

\_ 

L-eitsatz 

Die Gesamtbeurteilung des Bewerbers und die 
Entscheidung der Frage, ob -er nach ,seinem Wan­
del al~ Diener der Kirche geeignet erscheint, ob­
liegt den Bischöfen in gei>stlicher Verantwortung. 
Die von den Bischöfen gewonnene Überzeugung 
ist kirchengerichfücher Beurteilung nicht zugäng­
lich. 

Ein gedeihliches Wi:rken des Pfarrers auf der 
bisherigen Pfarrstelle ist nicht mehr gewährlei­
stet, wenn hle:figreifende Meinungsverschieden­
heiten mit dem Kirchenv0I1Stand als dem maß­
geblichen Repräsentanten der Gemeindegldeder 
diesen in seiner ,Gesamtheit zur Amtsniederle­
gung veranlaßt haben. 

Ein Versetzungsverfahren ist nicht deshalb feh­
lerhaft, weil ihm kein Lehrbeanstandungsverfah­
ren voraufgegangen ist. Das Versetzungsverfah­
ren dient der WiederheI1Stellung der Ordnung 
und des Friedens in der Gemeinde; das Lehrbe­
anstan/diungsverfahren prüft, ob der Pastor auf­
grund der von ihm verkündigten Lehre über­
haupt noch länger für die Kirch·e tragbar d.,st, hat 
a1so weiterreich-ende Auswirkungen. 

In der Abwägung der Interessen bei der sofor­
tigen Vollziehung einer Vensetzung mangels ge­
deihlichen Wirkens will der Gesetzgeber <Lie 

5 
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..; 

noch: 3.3.1 Pfarrerrecht (Fortsetzung) 

lfd. 
"Nr. 

(U)rteil 
(B)eschluß 

vom 

Veröffent-
1ichung 

'3~3~2 Kirctieriliearrifeifrecht . 

lid. 
(U)rteil 

Veröffent-
Nr. .. (B)eschluß 

LichlUilg 
vom 

u 15.9.1975 -
NEKGlO 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Beteiligte Kirche 
Gesetz 

Schleswig-Holstein 
KBG§ Ü 

"·il :~.;t.-. 
.. ; 

- -~· 

Leitsatz ·, ...... 

Interessen der Gemeinde dn aller Regel die per- :;-
sönlichen Interessen des P.farrers an der Beibe­
haltung seiner Pfarrstelle überwiegen lassen. 
Dieses ZurückstehenmÜISSen a,us der besonderen 
Verpflichtung des geistlichen Amtes gegenüber 
der anvertrauten Gemeinde geht daraus hervor, 
daß der .Grund für eine solche Versetzung nicht . 
dn dem Verhalten des Pfarrers zu liegen braucht. 

-
Leitsatz 

Bei der förmlichen Genehmi~g einer Beamten-
ernennung hat die ·oberste Dienstbehörde per-
sonal- und beanitenrecht1iche Fragen - wie ins-
besondere die Qualifikation des Beamten - zu 
prüfen. Ob die Planstelle, auf die befördert wer-
den soll, noch richtig bewertet "ist, darf als haus-
haltsrechtldcher - und damit sachfremder - Ge-
sichtspunkt in diese Prüfung nicht einbezogen 
werden. 

... 
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